
1I-732 der Beilaeen zu den steno graphischen Protokollen des Natio~~lrat~s 
XI .• Geset.zgebungsperiode . 

359/J D r i » G 1 ich e A n fra g e 

der Abgeordneten S t r ~ e r 1 Mon d 1 'J H a as und Genossen 

an den Bundesminister für .Landesverteidigung, 

betreffend Uniformzwang für Präsenzdlener des Bundesheeres. 

-. -...... - .--

- Über Antrag des Bundesministers für Landesverteidigung hat di,e Bunden .. 

regierung eine der Zustimmung des Hauptausschusses den Na tionCllrates bedi,i~;; -

t~rid~ Verordnung erlassen~ wonach die allgemeinen Dienstvorschriften flir das 

Bundesheer (ADV) dahin gehend geändert werden, daß mit dirkung vom 1.10 .• 1967 

Soldaten des Bundesheeres wQhrend der ersten sechs I-lona te des Pr'äsenzdienstes 

grundsQtzlich nur in Uniform aUSGehen dürfen,. 

Zu dieser Verordnung, die einen Bruch mit dem Konzept des "Staatsbürgers 

in Uniform" bedeutet, rlOnacn der Präsenzpflichtige außerhalb des Dienstes 

alle staatsbürgerlichen Rechte und Freiheiten genießen soll, ist festzuhal-

ten: 

1) Obwohl der NUtionalrat durch eine Entschließung vom 7,.7.1966, die 

mit den Stimmen der Nehrheitspartei angenommen wurde, zum Ausdruck gebracht 

hat, daß er die Verpflichttung zum Tragen der Uni,form lediglich auf die 

Dauer der spezialisierten Grundausbildung beschränkt wissen will" wurde nun­

mehr diese Verpflichtung auf zwei Drittel der Dauer des :neunmonatie;en Prä­

senzdienstes erwe'i tert. Es wurde somit einem gemäß Art. 52 B:-YG. geäußerten 

Junsch des Gesctzgeberszuwider gehandelt,. 

2) Die in Rede stehende Verordnung verpflichtet Soldaten, sechs IvIonate 

hindurch nur in Uniform auszugehen, VJobeiAusnahmen der Genehmigung ,de's .Ein­

hei tskommandanten bedürfen .• Hiedurch wird ein 'verfassungsrechtlich garan­

tiertes Grundrecht durch eine Verordnung an eine in der Verfassung nicht 

vorgesehene Genehmigung gebunden und damit verfassung.swidrig eingeschränkt. 

Die Rechtslage, die durch diese Verordnung get;chaffen wird, ist derart, 

daß 

a) die Bundesverfassung im Art,. 7 den Angehörigen des Bundesheeres ohne 

Gesetzesvorbehalt die ungeschm~lerte Ausübung aller politischen Rechte ge­

w~hrleistet, daß 

b) das Wehre;esetz die il'eilnahmean äffentlichen VeranstaltunGen und 

Versar.1mlungen in Uniform unter.sagt und somit denPräsenzpflich tigen zwingt" 

an solchen nur in Zivil teilzunehmen, wLlhrend nunmehr 
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c) der zivile Ausgang ohne gesetzliche oder gar'verfassungsrecht­

liehe Grundlagen an-eine BewilligunG des Einheitskommandanten gebunden 

wird und es dem Ermessen des Einheitskommandanten überlassen ist 9 ob diese 

Bewilligung erteilt oder versagt wird o 

Die unterzeichneten Abgeordneten lehnen aus diesen Gründen die ge .3 

nannte Verordnung, die gegen die Stimmen der sozialistischen Fraktion vom 

Hauptausschuß genehmigt wurde~ abo Da auf Grund der Geschäftso.rdnung des 

Nationalrates in der Frages;tunde nicht die Möglichkeit besteht~ ein ange­

schnittenes Problem ausführlich'zu diskutieren? und da die Stellungnahme 

der Sozialisten im Hauptausschuß der Öffentlichkeit nicht zugänglich ist~ 

sehen sich die unterzeichneten Abgeordneten veranlaßt? im Wege einer dring­

lichen Anfrage vom Bundesminister für Landesverteidigung in folgenden 

Punkten A~fklärung zu verlangen: 

'1) Aus welchen Gründen vlUrde der Entschließung des Nationalrates vom 

7.Juli 1967 nicht Rechnung getrag~n und eine vielfach längere Zeit des 

Uniformzwanges festgesetzt 9 als es der Wunsch der Mehrheit des National·'< 

rates war? 

2) Mit welcher Begründung und auf welcher Rechtsgrundlage wird die 

Ausübung staatsbürgerlicher G:-undrechte an eine Zustimmung des Einheits=· 

kommandanten gebunden? 

3) Wurde vor Erlassung dieser Verordnung die Meinung des Landesver~ 

teidigungsrates eingeholt? 

4) Wurden Weisungen erteilt~ die eine einheitliche Handhabung der 

Ausnahmeerteilung durch den Einheitskommandanten nach einheitlichen? 

sachlichen'Gesichtspunkten gewährleisten? 

5) Wenn ja~ wie lauten diese Weisungen? 

Informeller Hinsicht wird beantragt ~- diese' Anfrage gemäß § 73 

der Geschäftsordnung als dringlich zu behandeluo 
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